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Vorwort

Die Gemeinde Aldenhoven ist Trägerin der Gemein-
schafts- und Ganztagshauptschule und der Käthe-Koll-
witz-Realschule Aldenhoven. Die Stadt Linnich ist Trä-
gerin der Gemeinschaftshauptschule und der Städtischen
Realschule Linnich.

Im Zuge der allgemeinen Schulentwicklung und durch
die Befragung der Eltern wurde der Bedarf für eine
Gesamtschule im Nordkreis Düren offensichtlich. Die
Schülerzahlen an den allgemeinbildenden Schulen sind
aufgrund der demografischen Entwicklung rückläufig.
Um die jeweiligen Schulstandorte mit einem bedarfs-
gerechten Schulangebot zu erhalten, auszubauen und zu
sichern, soll zum Schuljahr 2014/2015 eine interkommu-
nale Gesamtschule mit Teilstandorten in Aldenhoven und
Linnich errichtet werden.

Träger dieser interkommunalen Gesamtschule soll der
Schulzweckverband Aldenhoven-Linnich sein.
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B Verordnungen, 
 Verfügungen und Bekanntmachungen 
 der Bezirksregierung

369.  7. Änderungssatzung zur  
 Zweckverbandssatzung des Zweckverbandes  
 „Rheinische Entsorgungs-Kooperation“ (REK)  
 vom 2. Dezember 2015

Gemäß der §§ 5 Abs. 7, 6 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz – LAbfG -) 
vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250/SGV. NRW. 74), 
der §§ 4, 7 und 9 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 
621/SGV. NRW. 202), jeweils in der derzeit gültigen Fas-
sung, hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
„Rheinische Entsorgungs-Kooperation“ – REK – in ihrer 
Sitzung vom 2. Dezember 2015 folgende 7. Satzungsände-
rung zu der am 1. Dezember 2008 im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Köln veröffentlichten Verbandssatzung 
beschlossen:

Artikel 1

Die Vorbemerkung wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1
Gemäß der §§ 5 Abs. 7, 6 des Abfallgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz – 
LAbfG -) vom 21. Juni 1988 (GV NRW S. 250/ SGV 
NRW 74), der §§ 4, 7 und 9 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) Nord-
rhein-Westfalen vom 1. Oktober 1979 (GV NRW 
S. 621/ SGV NRW 202), jeweils in der jeweils gülti-
gen Fassung, haben die Bundesstadt Bonn und der 
Rhein-Sieg-Kreis zur Bildung eines Zweckverbandes 
zur langfristigen Wahrnehmung von Aufgaben der  
öffentlichen Abfallwirtschaft und der Entsorgung 
überlassungspflichtiger Abfälle im Gebiet der beteilig-
ten Stadt und des Kreises folgende Zweckverbandssat-
zung vereinbart. Diese Satzung wurde zwischenzeitlich 
durch Änderungssatzungen vom 19. Dezember 2008,  
25. Februar 2010, 10. Mai 2010, 2. Juli 2015,  
21. Oktober 2015 sowie 2. Dezember geändert.

2. Absatz 3
Damit erhält die Zweckverbandssatzung in der  
7. Änderungsfassung vom 2. Dezember 2015 folgen-
den Wortlaut. 

Artikel 2

§ 8 wird wie folgt geändert:

Absatz 8 wird neu eingefügt.

(8) In Angelegenheiten, für die die Verbandsversamm-
lung zuständig ist, entscheidet, falls die Angelegen-
heit keinen Aufschub duldet, der Vorsitzende der 
Verbandsversammlung gemeinsam mit einem Mit-
glied der Verbandsversammlung.

Diese Entscheidungen sind der Verbandsversamm-
lung in deren nächsten Sitzung zur Genehmigung 

vorzulegen. Die Verbandsversammlung kann die 
Entscheidung aufheben, soweit nicht schon durch 
die Ausführung der Beschlüsse Rechte anderer ent-
standen sind.

Artikel 3

§ 10 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

§ 10 – Verbandsvorsteher

(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet 
werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind vom 
Verbandsvorsteher oder seinem Vertreter und von der 
Geschäftsführung zu unterzeichnen. Der Verbands-
vorsteher, sein Vertreter und die Geschäftsführung 
sind befugt, im Namen des Zweckverbandes mit sich 
im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten 
Erklärungen abzugeben, soweit die Verbandsver-
sammlung sie von den Beschränkungen des § 181 
BGB befreit hat. Im Übrigen gilt § 64 Abs. 2 bis 4 GO 
NRW entsprechend.

Artikel 4

§ 22 wird wie folgt geändert:

§ 22 – Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

Diese Satzung in der Fassung der 7. Änderungssatzung 
tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt für 
den Regierungsbezirk Köln in Kraft.

Artikel 5

Anlage 2 wird wie folgt geändert.

Anlage 2

Anlagen und öffentliche Einrichtungen der Mitglieder 
des Zweckverbandes: 

- Müllverbrennungsanlage MVA Bonn

- Abfallwirtschaftszentrum Singhofen mit BA

- Mechanisch-Biologische Abfallbehandlungsanlage
 (MBA) Linkenbach

- Anlage „Gelände Rasselstein in Neuwied“

- Kompostwerke der KRS KompostWerke 
 Rhein-Sieg GmbH & Co. KG

Bekanntmachung

Die vorstehende, von der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes „Rheinische Entsorgungs-Koopera-
tion“ (REK) in ihrer Sitzung am 2. Dezember 2015 be-
schlossene, 7. Änderungssatzung der Verbandssatzung 
des Zweckverbandes REK wird hiermit gemäß § 20 Abs. 4 
i. V. m. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG NRW) in der derzeit geltenden 
Fassung (SGV NRW 202) öffentlich bekannt gemacht.

Die Änderungen sind anzeigepflichtig i. S. d. § 20 Abs. 2 
GkG NRW.

Die 7. Änderungssatzung zur Verbandssatzung des 
Zweckverbandes REK tritt gemäß § 20 Abs. 4 i. V. m. § 11 
Abs. 2 GkG NRW und gemäß § 22 der Verbandssatzung 
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am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in diesem 
Veröffentlichungsblatt in Kraft.

Köln, den 28. Juni 2016

Bezirksregierung Köln 
Az. 31.1.1.6.2-REK/7

Im Auftrag 
gez.  S p e c h t

ABl. Reg. K 2016, S. 270

370. Ordnungsbehördliche Verordnung 
 über das Naturschutzgebiet 
 „Eisbachtal mit Nebensiefen“ 
 Stadt Königswinter, Rhein-Sieg-Kreis 
 vom 23. Juni 2016

Aufgrund des § 22 Absatz 1 und 2 und des § 23 des Ge-
setzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundes-
naturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. 
I S. 2542) in Verbindung mit § 42a Absatz 1 des Gesetzes 
zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung 
der Landschaft (Landschaftsgesetz - LG) in der geltenden 
Fassung (SGV. NRW. 791) und den §§ 12, 25 und 27 des 
Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbe-
hörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG) in der gelten-
den Fassung (SGV. NRW. 2060) verordnet die Bezirksre-
gierung Köln - hinsichtlich der Regelungen zur Ausübung 
der Jagd gemäß § 20 Landesjagdgesetz (LJG) in der gel-
tenden Fassung (SGV. NRW. 792) im Einvernehmen mit 
der oberen Jagdbehörde:

§ 1 
Gegenstand der Verordnung

(1) Das in § 2 näher bezeichnete und in der Karte gekenn-
zeichnete Gebiet wird unter Naturschutz gestellt.

(2) Das Gebiet umfasst das Gewässersystem des Eis- 
baches mitsamt dem von Südosten zufließenden Putz-
siefen und weiteren namenlosen Nebensiefen zwischen 
Oberpleis im Westen, Rübhausen im Osten und Frohn- 
hardt im Süden.

(3) Das Naturschutzgebiet trägt die Bezeichnung „Eis-
bachtal mit Nebensiefen“.

§ 2 
Abgrenzung des Schutzgebietes

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 25 
Hektar und umfasst in der Stadt Königswinter, in der 
Gemarkung Wahlfeld die Fluren 5, 6 und 7 jeweils teil-
weise und in der Gemarkung Oberpleis die Flur 9 teil-
weise.

(2) Die genauen Grenzen des geschützten Gebietes sind 
in einer Karte im Maßstab 1 : 5000 (Deutsche Grund-
karte) mit einer grünen Fläche dargestellt.

(3) Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung und kann 
zusammen mit dem Verordnungstext

1. als Originalausfertigung  
bei der Bezirksregierung Köln (höhere Land-
schaftsbehörde),

2. als Zweitausfertigung 
beim Landrat des Rhein-Sieg-Kreises (untere Land-
schaftsbehörde) 

während der Dienststunden eingesehen werden.

§ 3 
Schutzzweck des Gebietes

Die Unterschutzstellung erfolgt wegen der besonderen 
Bedeutung des Gebietes

1. gemäß § 23 Absatz 1 Nr. 1 BNatSchG zur Erhaltung, 
Entwicklung und Wiederherstellung von Lebensstät-
ten, Biotopen oder Lebensgemeinschaften bestimmter 
wild lebender Tier und Pflanzenarten, insbesondere

1.1 eines ökologisch wertvollen und zusammenhängen-
den Fließgewässersystems mit zum Teil nach § 30 
BNatSchG geschützten Biotopen, welches geprägt ist 
durch

a) naturnahe Fließgewässer mit

- mäandrierendem Verlauf in einem flachen und auf-
geweiteten Muldental im Unterlauf,

- mehreren, von kleineren und größeren, meist  
bewaldeten Kerbtälern mit teils ausgeprägter Ge-
ländemorphologie sowie begleiteten Nebensiefen 
im Oberlauf,

- sickerquelligen Bereichen und kleineren Quellsie-
fen mit teils typischer begleitender Feuchtvegeta-
tion,

- Steil- und Flachufern sowie lokalen Uferab- 
brüchen,

- einer strukturreichen Gewässersohle mit natur- 
naher Geschiebeführung;

b) naturnahe Ufer- und Auenbereiche – als Lebens-
raum mit vielfältigen ökologischen Nischen für 
zahlreiche zum Teil gefährdete Tier- und Pflanzen-
arten – insbesondere durch

- bachbegleitende Erlen-Ufergehölze,

- kleinflächige Erlenauwald-/Feuchtwaldreste mit 
einer typischen Fauna und Flora,

- Bereiche mit stehendem und liegendem Totholz im 
und am Gewässer,

- kleinflächige ungenutzte Stillgewässer,

- Seggen- und binsenreiche Nass- und Feucht- 
weiden,

- brachgefallenes Nass- und Feuchtgrünland,

- Uferhochstaudenfluren,

- sumpfige Bereiche mit Mädesüßfluren;

c) gehölzgeprägte Talhänge/-ränder mit

- strukturreichem Grünland mit teils magerer Aus-
prägung,

- kleineren und größeren Obstweiden sowie teils 
brachgefallenen Obstwiesenbeständen,

- naturnahen alten Laubwaldbeständen mit vorhan-
denen Altbuchen und Alteichen sowie ihnen vorge- 
lagerten Waldsäumen auf den Talrändern,
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- Mischwaldbeständen mit mehrtriebigen Hain- 
buchenstöcken;

1.2 aufgrund des weitgehend durchgängigen Bachsys-
tems im landesweiten Biotopverbund mit besonderer  
Bedeutung als Vernetzungselement mit dem Pleis-
bachtalsystem;

1.3 wegen der tatsächlichen oder potentiellen Lebens-, 
Fortpflanzungs- und Rückzugsräume sowie Nah-
rungshabitate zahlreicher zum Teil bedrohter Tier- 
und Pflanzenarten, insbesonderer seltener Vogelarten 
und seltener Amphibien wie z.B. Eisvogel, Neuntöter, 
und Feuersalamander;

2. gemäß § 23 Absatz 1 Nr. 2 BNatSchG aus wissen-
schaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundli-
chen Gründen, insbesondere wegen

- der hohen Reliefenergie und der Seltenheit der 
vorkommenden Böden mit einem meist hohen 
Grundwasserstand als Voraussetzung für das Vor-
kommen verschiedener bedrohter Tier- und Pflan-
zenarten, sowie der geowissenschaftlichen Bedeu-
tung;

3. gemäß § 23 Absatz 1 Nr. 3 BNatSchG wegen der Sel-
tenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden 
Schönheit, insbesondere wegen

- der miteinander verbundenen Fließgewässer und 
Siefen, die gekennzeichnet sind durch einen natur-
nahen Verlauf und hohen morphologischen Struk-
turreichtum der gesamten Aue des Eisbaches,

- eines eng verzahnten Systems aus landschafts-
raumtypischen Fließgewässern, Wäldern und 
Grünland,

- der naturnahen bachbegleitenden Auenwald- und 
Laubholzbestände sowie der ortsbildprägenden 
und kulturhistorisch bedeutsamen Obstwiesen.

§ 4 
Umsetzung der Schutzziele

(1) Das Gewässersystem soll einschließlich seiner Uferre-
gionen, Auen- und angrenzenden Talhänge – soweit 
erforderlich – in seiner Entwicklung unterstützt wer-
den. Insgesamt soll ein natürliches Gleichgewicht des 
Naturhaushaltes erhalten bzw. wiederhergestellt wer-
den.

(2) Die Durchwanderbarkeit für Wasserorganismen soll 
lokal erhöht und durch den Rückbau vorhandener 
Verrohrungen und Gewässerübertritte ermöglicht 
werden. Ggf. notwendige Renaturierungsmaßnahmen 
sollen zu einer weiteren ökologischen Aufwertung der 
Fließgewässer beitragen.

(3) Die gewässerbegleitenden Gehölzbestände entlang 
der Fließgewässer und Siefen sowie auf den Talhängen 
sollen in naturnahe, stufig geschichtete und aus einem 
Mosaik an verschiedenen Altersstadien der jeweils 
standörtlich angepassten (Gehölz)Vegetation umge-
baut werden.

(4) Die Offenlandbereiche sollen langfristig gehölzfrei er-
halten und durch extensive Nutzungsarten oder Pfle-

gemaßnahmen erhalten oder ökologisch aufgewertet 
werden.

§ 5 
Verbote

(1) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädi-
gung oder Veränderung des Naturschutzgebiets oder 
seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung 
führen können, sind verboten.

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere  
verboten:

1. bauliche Anlagen im Sinne von § 2 Absatz 1 Bauord-
nung NRW – auch wenn sie keiner baurechtlichen  
Genehmigung oder Anzeige bedürfen – zu errichten, 
zu ändern oder in ihrer Nutzung zu ändern; zu bau-
lichen Anlagen gehören u. a. Stell-, Camping- und 
Lagerplätze, Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, 
Warenautomaten, Werbeanlagen im Sinne § 13 Absatz 1 
Bauordnung NRW, Schilder sowie Einfriedungen  
aller Art; ausgenommen hiervon sind:

a) Schilder, die auf die Schutzausweisung hinweisen, 
der Besucherlenkung und -information oder als 
Ortshinweise oder Warntafeln dienen. Die Orte, 
an denen die Schilder aufgestellt werden, sind mit 
dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises als untere 
Landschaftsbehörde abzustimmen,

b) gesetzlich vorgeschriebene Schilder,

c) ortsübliche und für den Forstbetrieb notwendige 
Kulturzäune im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Forstwirtschaft,

d) mit der unteren Forst- und der unteren Land-
schaftsbehörde einvernehmlich abgestimmte 
Holzlagerplätze;

e) ortsübliche Weidezäune im Rahmen der landwirt-
schaftlichen Nutzung unter Beachtung des Ver-
botes Nr. 21,

f) ortsübliche Tränkeeinrichtungen im Rahmen der 
landwirtschaftlichen Nutzung unter Beachtung 
des Verbotes Nr. 21;

2. Straßen, Wege – einschließlich Forstwirtschaftswege – , 
Reitwege oder sonstige Verkehrsanlagen (z.B. auch 
Stellplätze) neu zu errichten oder auszubauen;

3. ober- oder unterirdische Leitungen aller Art – auch 
Drainageleitungen – zu verlegen, zu errichten oder 
zu ändern; ausgenommen hiervon sind: Maßnahmen 
zur Verlegung von Leitungen für Viehtränken in Ab-
stimmung mit der zuständigen Landschaftsbehörde 
außerhalb der gesetzlich geschützten Biotope nach  
§ 30 BNatSchG;

4. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen, Bohrungen, Sprengungen oder sonstige 
Veränderungen der Bodengestalt vorzunehmen;

5. Feuer anzuzünden oder zu unterhalten;

6. Hunde unangeleint mit sich zu führen oder sie außer-
halb von Wegen laufen zu lassen sowie Hundesport-
übungen durchzuführen;
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7. zu zelten, zu campen oder zu lagern;

8. Flächen außerhalb der befestigten oder gekennzeich-
neten Straßen und Wege sowie außerhalb von Park- 
bzw. Stellplätzen zu betreten, zu befahren oder auf 
ihnen zu reiten;

9. Fahrzeuge einschließlich Anhänger und Geräte aller 
Art abzustellen;

10. Einrichtungen für Erholungszwecke anzulegen, be-
reitzuhalten oder zu ändern;

11. Veranstaltungen aller Art durchzuführen;

12. Einrichtungen für den Schieß- und Luftsport sowie 
für den Motor- und Modellsport bereitzustellen oder 
diese Sportarten zu betreiben;

13. stehende oder fließende Gewässer, hierzu zählen auch 
Fischteiche, anzulegen, zu beseitigen oder umzuge-
stalten, ihren Verlauf zu verändern oder die Ufer und 
Sohlen erheblich zu beeinträchtigen sowie die Hydro-
biologie nachhaltig zu beeinflussen;

14. die Stillgewässer zu beangeln;

15. Quellen, Quellsümpfe sowie Auen-, Bruch- und 
Sumpfwälder oder deren feuchtgeprägte Umgebung 
erheblich oder nachhaltig zu beeinträchtigen oder zu 
zerstören;

16. den Grundwasserspiegel zu verändern, Oberflächen-
wasser einzuleiten sowie Bewässerungs-, Entwässe-
rungs- oder andere den Wasserhaushalt verändernde 
Maßnahmen – einschließlich der Einleitung von Nie-
derschlagswasser – vorzunehmen;

17. feste oder flüssige Stoffe oder Gegenstände, insbeson-
dere Abfallstoffe, zu lagern oder aufzubringen;

18. Düngemittel (insbesondere Festmist, Gülle und Klär-
schlamm) zu lagern;

19. Böden zu verfestigen, zu versiegeln oder zu verunrei-
nigen;

20. die Bodenerosion zu fördern;

21. Ufer-, Quell- und Sumpfbereiche zu beweiden sowie 
angrenzendes Feuchtgrünland und Feuchtbrachen, 
die bisher nicht beweidet wurden, in die Beweidung 
zu überführen und Feuchtgrünland mit Pferden zu 
beweiden;

22. Pflanzenschutzmittel (einschließlich Schädlingsbe-
kämpfungsmittel) anzuwenden sowie die chemische 
Behandlung von Holz oder anderen Produkten vor-
zunehmen; ausgenommen hiervon ist: der Einsatz von 
Insektiziden in Waldbeständen im Kalamitätsfall im 
Einvernehmen mit der unteren Landschaftsbehörde 
und der unteren Forstbehörde;

23. Brach- oder Grünlandflächen umzubrechen oder in 
eine andere Nutzung umzuwandeln oder die Gras-
narbe großflächig durch übermäßige Beweidung 
nachhaltig zu beeinträchtigen oder zu zerstören;

24. Gehölze und insbesondere Obstbäume zu roden oder 
auch durch Beweidung nachhaltig oder erheblich zu 
schädigen;

25. wildlebende Pflanzen und Pilze aller Art oder Teile 
davon abzuschneiden, abzupflücken, zu beschädigen, 
auszureißen, auszugraben oder in sonstiger Weise zu 
gefährden;

26. wildlebende Tiere zu fangen, zu töten, zu verletzen 
oder mutwillig zu beunruhigen, ihnen nachzustellen 
oder zu ihrem Fang geeignete Vorrichtungen anzu-
bringen sowie ihre Brut und Lebensstätten, Puppen, 
Larven oder sonstige Entwicklungsformen zu sam-
meln, zu beschädigen oder zu entfernen;

27. Pflanzen oder deren vermehrungsfähige Teile auszu-
bringen oder anzusiedeln;

28. Tiere auszubringen; ausgenommen hiervon ist:

a) das Ausbringen von Tieren mit Genehmigung der 
zuständigen Behörde;

b) die Durchführung von Besatzmaßnahmen im Rah-
men der ordnungsgemäßen Fischerei im Einver-
nehmen mit der unteren Landschaftsbehörde und 
im Benehmen mit der zuständigen unteren Fische-
reibehörde;

29. Erstaufforstungen vorzunehmen, Weihnachtsbaum- 
oder Schmuckreisigkulturen anzulegen;

30. in Laubwäldern Kahlhiebe über 0,3 Hektar, Wieder-
aufforstungen von Laubholzbeständen mit Nadelbäu-
men oder anderen im Naturraum nicht heimischen 
oder nicht standortgerechten Baumarten vorzu- 
nehmen;

31. Nadelwald in oder an Bachtälern, Siefen, Binnenge-
wässern Quell- und Sumpfbereichen anzulegen;

32. Wildäsungsflächen und Wildfütterungen (einschließ-
lich Ablenkungsfütterungen) sowie Kirrungen in 
Quellbereichen, feuchten Hochstaudenfluren, Ufer-
bereichen, Sumpf- und Auwäldern und auf anderen 
Feuchtflächen anzulegen oder vorzunehmen;

33. Ansitzeinrichtungen - mit Ausnahme von offenen An-
sitzleitern - zu errichten oder zu ändern.

§ 6 
Geltung anderer Rechtsvorschriften

Weitergehende Bestimmungen nach anderen Rechts-
vorschriften bleiben unberührt, insbesondere die weiter- 
gehenden Schutzbestimmungen des § 30 BNatSchG in 
Verbindung mit § 62 LG bei Überlagerung mit gesetz-
lich geschützten Biotopen sowie die Bestimmungen der  
§§ 44 ff BNatSchG über den besonderen Artenschutz.

§ 7 
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verbotsvorschriften des § 5 bleiben

(1) die ordnungsgemäße forstliche Nutzung unter Be-
rücksichtigung des § 5 Absatz 3 BNatSchG in der 
bisherigen Art und im bisherigen Umfang. Es gelten 
weiterhin die Verbote des § 5 Absatz 2 Nr. 1, 2, 4, 
15,16,17,22, 29-31;
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(2) die ordnungsgemäße Landwirtschaft entsprechend 
den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis gemäß 
§ 5 Absatz 2 BNatSchG in der bisherigen Art und im 
bisherigen Umfang. Es gelten weiterhin die Verbote 
des § 5 Absatz 2 Nr. 1, 3, 4, 15 - 18, 20, 21, 23, 24  
und 29;

(3) die rechtmäßige und ordnungsgemäße Ausübung 
der Jagd im Sinne des § 1 Bundesjagdgesetz sowie 
Maßnahmen des Jagdschutzes gemäß § 23 Bundes-
jagdgesetz in Verbindung mit § 25 Landesjagdgesetz. 
Es gelten weiterhin die Verbote des § 5 Absatz 2 Nr. 
28, 32 und 33;

(4) die rechtmäßige und ordnungsgemäße fischereiliche 
Nutzung im Sinne des § 5 Abs. 4 BNatSchG in der 
bisherigen Art und im bisherigen Umfang. Es gelten 
weiterhin die Verbote des § 5 Absatz 2 Nr. 13, 14,  
und 28;

(5) andere rechtmäßig und ordnungsgemäß ausgeübte 
Nutzungen aufgrund rechtskräftiger Genehmigun-
gen oder aufgrund eigentumsrechtlichen Bestands-
schutzes in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang;

(6) die Gewässerunterhaltung und -entwicklung (dazu 
gehört auch die Renaturierung der Gewässer) auf der 
Grundlage eines von der zuständigen Wasserbehörde 
im Einvernehmen mit der zuständigen Landschafts-
behörde abgestimmten Unterhaltungsplans oder 
einer entsprechenden wasserrechtlichen Zulassung 
zum naturnahen Gewässerausbau;

(7) die Unterhaltung, Instandhaltung und Wiederher-
stellung bestehender rechtmäßiger Anlagen und Ver-
kehrswege sowie das Freischneiden des Lichtraum-
profils an Verkehrsanlagen;

(8) Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar dro-
henden gegenwärtigen Gefahr. Die Maßnahmen 
sind dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises als untere 
Landschaftsbehörde nachträglich unverzüglich an-
zuzeigen;

(9) Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungs-
pflicht; diese Maßnahmen sind dem Landrat des 
Rhein-Sieg-Kreises als untere Landschaftsbehörde 
vor ihrer Durchführung anzuzeigen, sofern kein Fall 
von Absatz 8 vorliegt;

(10) die vom Landrat des Rhein-Sieg-Kreises als untere 
Landschaftsbehörde oder innerhalb des Waldes vom 
zuständigen Forstamt im Einvernehmen mit der un-
teren Landschaftsbehörde angeordneten oder geneh-
migten Schutz-, Entwicklungs-, Pflege- oder Opti-
mierungsmaßnahmen;

(11) die mit dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises als  
untere Landschaftsbehörde abgestimmten Veranstal-
tungen zur Umweltbildung und Naturerziehung.

§ 8 
Befreiungen

Gemäß § 67 Absatz 1 BNatSchG in Verbindung mit  
§ 69 Absatz 1 LG kann die zuständige untere Landschafts-

behörde von den Verboten des § 5 auf Antrag Befreiung 
gewähren, wenn

1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen In-
teresses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaft-
licher Art, notwendig ist oder

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu 
einer unzumutbaren Belastung führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und 
Landschaftspflege vereinbar ist.

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße gegen Verbote 
dieser Verordnung können nach § 69 BNatSchG in Ver-
bindung mit § 70 Absatz 1 Nummer 2 und § 71 Absatz 1 
LG als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 
50000,- E geahndet werden.

§ 10 
Inkrafttreten / Außerkrafttreten / Geltungsdauer

(1) Diese Verordnung tritt gemäß § 33 Absatz 2 OBG eine 
Woche nach dem Tage ihrer Verkündung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Köln in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt außer Kraft, wenn ein rechts-
kräftiger Landschaftsplan vorliegt, spätestens jedoch 
gemäß § 32 Absatz 1 OBG 20 Jahre nach ihrem In-
krafttreten.

(3) Die ordnungsbehördliche Verordnung „Landschafts-
schutzgebiete in den Städten Königswinter und  
Bad Honnef im Rhein-Sieg-Kreis“ vom 31. August 
2006 wird im Geltungsbereich dieser Verordnung  
aufgehoben.

Hinweis gemäß § 22 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG 
i. V. mit § 42a Absatz 4 LG

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördenge-
setzes kann gegen diese ordnungsbehördliche Verord-
nung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) die ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-
nungsgemäß verkündet worden oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Landschaftsbehörde, die die Verordnung erlassen  
hat, vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Bezirksregierung Köln 
Az. 51.2-1.1-SU/Eisbachtal

Köln, den 23. Juni 2016

gez.  Gisela W a l s k e n 
Regierungspräsidentin

ABl. Reg. K 2016, S. 271
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371.    Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls 
   gem. § 3a UVPG im Genehmigungsverfahren 
 nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
  für die Bayer CropScience AG 41538 Dormagen

Bezirksregierung Köln 
Az. 53.0032/15/G16-Ku

Köln, den 1. Juli 2016

Auf der Grundlage des § 3a Satz 2 des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom  
24. Februar 2010 in der zurzeit gültigen Fassung wird 
hiermit Folgendes bekannt gegeben:

Die Firma Bayer CropScience AG beantragt gemäß  
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die  
Genehmigung zur wesentlichen Änderung der Anlage  
zur Herstellung von Pflanzenschutz- und Schädlings-
bekämpfungsmittel und Bioziden, insbesondere von 
Wirkstoffen und Zwischenprodukten (CI-Anlage) im 
CHEMPARK Dormagen, Gemarkung Worringen,  
Flur 34, Flurstück 202.

Es handelt sich um eine Anlage nach Nr. 4.1.18 (Pflan-
zenschutzmittel, Schädlingsbekämpfungsmittel oder Bio-
zide) der Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen (4. BImSchV).

Gegenstand des Genehmigungsantrages (Vorhabens) ist  
im Wesentlichen die Herstellung des neuen Wirk- 
stoffes Flupyradifurone und eine Kapazitätserhöhung 
um 1000 t/a auf nunmehr 11000 t/a Wirkstoffe und Zwi-
schenprodukte. Damit verbunden sind insbesondere Er-
richtung und Betrieb einer Reaktionsstraße für das neue 
Produkt sowie Errichtung und Betrieb von mehreren An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen.

Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um ein 
Vorhaben nach Nr. 4.2 der Anlage 1 des UVPG. Es wurde 
daher gemäß § 1 Abs. 3 der 9. BImSchV geprüft, ob das 
Vorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die im 
§ 1a der 9. BImSchV genannten Schutzgüter haben kann. 
Die Prüfung des Vorhabens hat ergeben, dass erhebliche 
nachteilige Auswirkungen nicht zu erwarten sind und so-
mit eine Umweltverträglichkeitsprüfung entbehrlich ist.

Im Auftrag 
gez.  K u c k 

ABl. Reg. K 2016, S. 276

372.   Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls gemäß 
  § 3a UVPG im Genehmigungsverfahren, nach dem 
  Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für die 
  INEOS Köln GmbH, 50769 Köln – Errichtung und 
 Betrieb eines Rohrreaktors zur Herstellung von 
 Triethylenglykol

Bezirksregierung Köln 
Az. 53.0084/15/G16-Ku

Köln, den 1. Juli 2016

Auf der Grundlage des § 3a Satz 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit 
Folgendes öffentlich bekannt gegeben:

Die Firma INEOS Köln GmbH beantragt gemäß  
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BimSchG) die Ge-
nehmigung zur wesentlichen Änderung der Anlage zur 
Herstellung von Ehtylenglykol (Glykolanlage V) auf dem 
Werksgelände der INEOS Köln GmbH in 50769 Köln, 
Gemarkung Worringen, Flur 53, Flurstück 53.

Es handelt sich um eine Anlage nach Nr. 4.1.2 – Her-
stellung von sauerstoffhaltigen Kohlenwasserstoffen, 
hier: Alkohole – Verfahrensart G – der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). Gegen-
stand des Genehmigungsantrages (Vorhabens) sind Er-
richtung und Betrieb eines Rohrreaktors zur Herstellung 
von Triethylenglykol aus den Ausgangsstoffen Diethy-
lenglykol und Ethylenoxid. Die Gesamtkapazität bleibt 
unverändert.

Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um ein 
Vorhaben nach Nr. 4.2 der Anlage 1 des UVPG. Es wurde 
daher gemäß § 1 Abs. 3 der Verordnung über das Geneh-
migungsverfahren (9. BimSchV) geprüft, ob das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die im § 1a der  
9. BImSchV geprüft, ob das Vorhaben erhebliche nach-
teilige Auswirkungen auf die im § 1a der 9. BImSchV 
genannten Schutzgüter haben kann. Die Prüfung des 
Vorhabens hat ergeben, dass erhebliche nachteilige Aus-
wirkungen nicht zu erwarten sind und somit eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung entbehrlich ist.

Im Auftrag 
gez.  K u c k 

ABl. Reg. K 2016, S. 276

C Rechtsvorschriften und 
 Bekanntmachungen anderer Behörden 
 und Dienststellen
373.    Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2015 
 der „LEP-Fläche Euskirchen / Weilerswist – Anstalt 
 des öffentlichen Rechts“

Der Verwaltungsrat der LEP-AöR hat am 22. Juni 2016 
den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 und den 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 der LEP-Fläche 
Euskirchen/Weilerswist Anstalt des öffentlichen Rechts 
(LEP-AöR) festgestellt und beschlossen, den Jahresüber-
schuss in Höhe von 785 390,53 E mit dem Verlustvortrag 
aus dem Vorjahr in Höhe von 795 390,53 E zu verrechnen 
und den verbleibenden Verlust in Höhe von 10 000,- E 
auf neue Rechnung vorzutragen.

Mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezem-
ber 2015 und des Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2015 
wurde die Bremen & Bremen GmbH & Co. KG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, 
Euskirchen, beauftragt. Diese hat mit Datum vom 10. Juni 
2016 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt:

„Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LEP-Fläche Euskirchen/Weilerswist Anstalt des öffent-
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lichen Rechts, Euskirchen, für das Wirtschaftsjahr vom  
1. Januar bis zum 31. Dezember 2015 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter des Kommunalunternehmens. Meine Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von mir durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 27 KUV 
und § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld des Kommunalunternehmens so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen 
Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Ich bin der 
Auffassung, dass meine Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für meine Beurteilung bildet.

Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalun-
ternehmens. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Kommunalunternehmens und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“

Der Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung und Anhang – sowie der Lagebe-
richt der LEP-Fläche Euskirchen/Weilerswist Anstalt des 
öffentlichen Rechts für das Wirtschaftsjahr 2015 kann bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses in der 
Geschäftsstelle des Kommunalunternehmens im Rathaus 
der Stadt Euskirchen, Kölner Straße 75, 53879 Euskir-
chen, Zimmer 116, während der Dienstzeit (Mo, Mi, Fr 
in der Zeit von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und Di, Do in der 
Zeit von 8.30 Uhr bis 16.30 Uhr) eingesehen werden.

Bekanntmachungsanordnung

Der vom Verwaltungsrat der LEP-AöR festgestellte 
und bestätigte Jahresabschluss 2015 der LEP-Fläche Eus-
kirchen/Weilerswist Anstalt des öffentlichen Rechts wird 
hiermit gemäß § 27 Abs. 3 Satz 1 Kommunalunterneh-
mensverordnung – KUV öffentlich bekannt gemacht.

Euskirchen, 29. Juni 2016

gez. Josef  F o r s t n e r  gez. Oliver  K n a u p
     Vorstandsvorsitzender  Vorstandsmitglied

ABl. Reg. K 2016, S. 276

374. Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises 
 h i e r :  StädteRegion Aachen

Der Dienstausweis der StädteRegion Aachen Nr. 156 
ausgestellt am 3. September 2014 auf den Namen Rosema-
rie Nachtigall, geb. am 31. Juli 1954, ist verloren gegangen 
und wird deshalb für ungültig erklärt.

Der unbefugte Gebrauch des Ausweises wird straf-
rechtlich verfolgt.

Sollte der Dienstausweis gefunden werden, wird gebe-
ten, ihn dem Städteregionsrat in Aachen, Zollernstraße 10, 
Zimmer A107 zuzuleiten.

Aachen, den 1. Juli 2016

gez. Helmut  E t s c h e n b e r g 
Der Städteregionsrat

 ABl. Reg. K 2016, S. 277

375. Aufgebot eines Sparkassenbuches 
 h i e r :  Stadtsparkasse Wermelskirchen

Antragsgemäß wird das nachbezeichnete Sparkassen-
buch als in Verlust geraden oder abhanden gekommen 
gemäß Zweiter Teil, Abschnitt 6 der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften – AVV – zum Sparkassengesetz (SpkG) 
vom 27. Oktober 2009 aufgeboten: Stadtsparkasse Wer-
melskirchen, Kontonummer: 381517804.

Der Inhaber wird hiermit aufgefordert, binnen drei 
Monaten seine Rechte unter Vorlegung des Sparkassenbu-
ches anzumelden, andernfalls wird das Buch für kraftlos 
erklärt.

Wermelskirchen, den 24. Juni 2016

Stadtsparkasse Wermelskirchen 
Der Vorstand

ABl. Reg. K 2016, S. 277

376. Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 h i e r :  Kreissparkasse Euskirchen

Das Sparkassenbuch mit der Kontonummer  
3221822905 ausgestellt von der Kreissparkasse Euskir-
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chen, wird gemäß AVV zum Sparkassengesetz Teil 2 Ab-
schnitt 6 für kraftlos erklärt.

Euskirchen, den 29. Juni 2016

Kreissparkasse Euskirchen 
Der Vorstand 

ABl. Reg. K 2016, S. 277

377. Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 h i e r :  Kreissparkasse Euskirchen

Das Sparkassenbuch mit der Kontonummer  
4213013503 ausgestellt von der Kreissparkasse Euskir-
chen, wird gemäß AVV zum Sparkassengesetz Teil 2 Ab-
schnitt 6 für kraftlos erklärt.

Euskirchen, den 29. Juni 2016

Kreissparkasse Euskirchen 
Der Vorstand 

ABl. Reg. K 2016, S. 278

378. Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 h i e r :  Kreissparkasse Euskirchen

Das Sparkassenbuch mit der Kontonummer  
3222009643 ausgestellt von der Kreissparkasse Euskir-
chen, wird gemäß AVV zum Sparkassengesetz Teil 2 Ab-
schnitt 6 für kraftlos erklärt.

Euskirchen, den 29. Juni 2016

Kreissparkasse Euskirchen 
Der Vorstand 

ABl. Reg. K 2016, S. 278

E Sonstige Mitteilungen
379. Liquidation 
 h i e r :  Fest.Spiel.Haus.Freunde e. V.

Der Verein Fest.Spiel.Haus.Freunde e.V. ist aufgelöst 
und befindet sich in Liquidation.

Die Gläubiger des Vereins – auch solche, die dem Ver-
ein bereits bekannt sind – werden aufgefordert, ihre An-
sprüche gegen den Verein bei einem der hiermit bekannt 
gemachten Liquidatoren anzumelden.

Zu Liquidatoren wurden bestellt:

1. Herr Dr. Michael Wüllrich, geboren am 1. Juli 1946, 
wohnhaft Hauptstraße 107a, 53229 Bonn

2. Herr Dr. Lutz Engelsing, geboren am 9. Januar 1972, 
wohnhaft Wurzerstraße 45, 53175 Bonn.

Bonn, den 22. Juni 2016

Die Liquidatoren 
ABl. Reg. K 2016, S. 278

380. Liquidation 
 h i e r :  Fischereigemeinschaft Bezirk Aachen e. V.

Der Verein Fischereigemeinschaft Bezirk Aachen e. V. 
(VR 3305) mit Sitz in Aachen wurde am 26. Januar 2016 
aufgelöst. Etwaige Forderungen bitte schriftlich an den 
Verein richten.

Der Liquidator 
ABl. Reg. K 2016, S. 278

381. Liquidation 
 h i e r :  Jüdisches Theater Tacheles Köln e. V.

Der Verein Jüdisches Theater Tacheles Köln e. V.  
(VR 16418) mit dem Sitz in Köln ist aufgelöst. Die Gläu-
biger des Vereins werden aufgefordert, sich bei dem Ver-
ein zu melden.

Die Liquidatoren 
ABl. Reg. K 2016, S. 278

382. Liquidation 
 h i e r :  KulturVermitteln e. V.

Der Verein KulturVermitteln e V. – Stiftungsverein 
für Kunst- und Kulturvermittlung im digitalen Zeitalter  
(VR 16694) Eupener Straße 165, 50933 Köln, ist aufgelöst. 
Eventuelle Gläubiger wenden sich bitte an den Verein.

Als Liquidatoren sind bestellt Prof. Dr. Holger Simon 
und Prof. Dr. Andrea von Hülsen-Esch.

Die Liquidatoren 
ABl. Reg. K 2016, S. 278
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Einzelpreis dieser Nummer 0,24E

Einrückungsgebühren für die zweigespaltene Zeile oder deren Raum 1,00 m. 
Bezugspreis mit Öffentlichem Anzeiger halbjährlich 9,– m.

Bestellungen von Einzelexemplaren werden mit 3,50 m berechnet.

Abbestellungen müssen bis zum 30. 04. bzw. 31. 10. eines jeden Jahres bei der Firma Böhm Mediendienst GmbH vorliegen. 
Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von 4 Wochen 

nach Erscheinen anerkannt. 

Bezug und Einzellieferungen durch Böhm Mediendienst GmbH, Hansaring 10, 50670 Köln, Telefon (02 21) 9 22 92 63-0, 
eMail: info@boehm.de, www.boehm.de/amtsblatt. 

Die Anschriften der Bezieher werden EDV-mäßig erfasst.

Redaktionsschluss: Montag, 12 Uhr. 
Herausgeber und Verleger: Bezirksregierung Köln, Postfach 10 15 48, 50606 Köln. 

Produktion: Böhm Mediendienst GmbH, Hansaring 10, 50670 Köln, Telefon (02 21) 9 22 92 63-0.
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